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träge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie der festgesetzten Sondergrundge-
hälter und Zuschüsse der fortgeltenden Landesbesol-
dungsordnung H

ab 1. Juni 2015 um 1,9 Prozent.

1.2
Erhöhung der Auslandszuschläge und Auslandskinderzu-
schläge ab 1. Juni 2015 um 1,62 Prozent.

1.3
Erhöhung der Anwärtergrundbeträge ab 1. Juni 2015 um 
30 Euro; Erhöhung der Unterhaltsbeihilfen an Rechtsre-
ferendarinnen und Rechtsreferendare ab 1. Juni 2015 um 
25,50 Euro.

2
Auf Grund der Ermächtigung in dem Vermerk Nummer 4 
zu Kapitel 20 020 Titel 461 10 sowie in dem Vermerk 
Nummer  5 zu Kapitel 20 020 Titel 461 11 des Landes-
haushalts 2015 werden Abschlagszahlungen mit den Au-
gust-Bezügen angeordnet. Die erhöhten Bezüge werden 
rück- wirkend ab 1. Juni 2015 als Abschlag gewährt.

3
Bei der Durchführung der Abschlagszahlungen ist Fol-
gendes zu beachten:

3.1
Allgemeines

Die sich aus der Erhöhung nach den Nummern 1.1 bis 1.3 
für die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und 
Richter, Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger sowie Anwärterinnen und Anwärter und 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare ergeben-
den Beträge sind möglichst ab August 2015 zu zahlen. 
Mit der Auszahlung der erhöhten Bezüge sind die Erhö-
hungsbeträge für die Monate Juni und Juli 2015 gleich-
zeitig nachzuzahlen.

Die Zahlungen erfolgen unter dem Vorbehalt einer späte-
ren gesetzlichen Regelung; der Vorbehalt bezieht sich 
auf die Mehrbeträge, die sich gegenüber den nach den 
geltenden gesetzlichen Vorschriften zu zahlenden Beträ-
gen ergeben.

Soweit die neuen Beträge nicht den nachfolgend genann-
ten Anlagen zu entnehmen sind, sind bei der Berech-
nung der Erhöhungen sich ergebende Bruchteile eines 
Cents unter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 und 
mehr aufzurunden. Gesetzlich vorgegebene Obergrenzen 
dürfen dadurch nicht überschritten werden.

3.2
Abschlagszahlungen auf die erhöhten Dienstbezüge

Die neuen Sätze ergeben sich für

a)  die Grundgehälter der Besoldungsordnungen A, B, R 
und W sowie der fortgeltenden Besoldungsordnungen 
H und C aus den beigefügten Anlage 1 und 1 a,

b)  den Familienzuschlag und die Erhöhungsbeträge für 
die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 aus der Anlage 2 
sowie die Anrechnungsbeträge nach § 4 des Landesbe-
soldungsgesetzes aus der Anlage 4 a,

c)  die Amtszulagen der Besoldungsordnungen A und R 
sowie die Stellenzulagen gemäß Nummer 27 der Vor-
bemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B 
des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen und gemäß Nummer  2 b der 
Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungsordnung C 
aus den Anlagen 4 und 4 a.

d)  die Mehrarbeitsvergütungen und Erschwerniszulagen 
aus der Anlage 4,

e)  die Auslandszuschläge und Auslandskinderzuschläge 
aus den Anlagen 5 bis 13.

3.3
Abschlagszahlungen auf die erhöhten Versorgungsbezüge

3.3.1
Die Nummern 3.1 und 3.2. gelten für die Berechnung und 
Zahlung der Versorgungsbezüge entsprechend. Entspre-
chendes gilt für Empfängerinnen und Empfänger von 

I.

20320

Abschlagszahlung
auf die zu erwartende Anpassung der Dienst-, 

Versorgungs- und Anwärterbezüge 
sowie der Unterhaltsbeihilfe für Rechts-
referendarinnen und Rechtsreferendare 

für das Jahr 2015
RdErl. d. Finanzministeriums

B 2100 – 143 – IV 1
B 3000 – 4.21 – IV C 1

v. 9. 6. 2015

1.

Die Landesregierung bereitet zurzeit ein Gesetz über die 
Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2015/ 
2016 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen vor. In dem Ge-
setzentwurf ist neben Verbesserungen für das Jahr 2016 
(lineare Erhöhung bestimmter Besoldungsbestandteile 
und der Bezüge der Besoldungsordnungen A, B, R und W 
sowie der fortgeltenden Besoldungsordnungen H und C 
zum 1. August 2016 um 2,1 Prozent, mindestens um ei-
nen Prozentsatz, der 75 Euro entspricht und um 0,2 Pro-
zentpunkte vermindert wird) für das Jahr 2015 unter an-
derem Folgendes vorgesehen:

1.1
Erhöhung

a)  der Grundgehaltssätze für die Beamtinnen und Be-
amten, Richterinnen und Richter sowie die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
der Besoldungsordnungen A, B, R und W sowie der 
fortgeltenden Besoldungsordnungen H und C,

b) des Familienzuschlags,

c)  des Anrechnungsbetrages nach § 4 des Landesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. S. 154), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 
(GV. NRW. S. 624) geändert worden ist,

d)  der Amtszulagen, der allgemeinen Stellenzulage nach 
Vorbemerkung Nummer  27 der Bundesbesoldungs-
ordnungen A und B des Übergeleiteten Besoldungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234), das durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S.  547) geändert worden ist, sowie der allgemeinen 
Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer  2 b der 
weiter geltenden Besoldungsordnung C,

e)  der Beträge nach § 4 der Mehrarbeitsvergütungsver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch 
Gesetz vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 2774) geän-
dert worden ist,

f)  der Beträge nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und § 17 der 
Erschwerniszulagenverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl.  I 
S.  3498), die zuletzt durch Artikel 67 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818) geändert worden 
ist,

g)  der Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwands-
entschädigungen und anderer Bezüge nach Artikel 14 
§ 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I 
S. 322), das durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Fe-
bruar 2006 (BGBl. I S. 334) geändert worden ist,

h)  der Amtszulagen von Richterinnen und Richtern nach 
Anlage 2 der Verordnung zur Überleitung in die im 
Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neurege-
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern gere-
gelten Ämter und über die künftig wegfallenden Äm-
ter vom 1. Oktober 1975 (BGBl. I S. 2608), die durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 24. März 1997 (BGBl.  I 
S. 590) geändert worden ist

i)  der Zuschüsse und Sonderzuschüsse nach den Vorbe-
merkungen Nummer 1 und Nummer  2 der weiter gel-
tenden Besoldungsordnung C sowie der Höchstbe-
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Versorgungsbezügen der weggefallenen Besoldungs-
gruppen A 12 a und A 13 a.

3.3.2
In den Fällen des Artikels 13 § 1 Absatz 2 des 5. Besol-
dungsänderungsgesetzes vermindert sich das Grundge-
halt ab 1. Juni 2015 um 56,99 €.

3.3.3
Der Betrag nach § 57 Absatz 2 Satz 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen vom 
16. Mai 2013 (GV. NRW. S.  234) erhöht sich ab 1. Juni 
2015 um 1,9 Prozent.

3.4
Die ab 1. Juni 2015 maßgeblichen (amtsunabhängigen) 
Mindestversorgungsbezüge, Mindestunfallversorgungs-
bezüge und Mindesthöchstgrenzen nach dem Beamten-
versorgungsgesetz ergeben sich aus der Anlage 14.

3.4
Abschlagszahlungen auf die erhöhten Anwärterbezüge 
und Unterhaltsbeihilfen

Die erhöhten Anwärtergrundbeträge ergeben sich aus der 
Anlage 3.

Der monatliche Grundbetrag der Unterhaltsbeihilfe für 
die Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare be-
trägt ab dem 1. Juni 2015 1 129,67 Euro.

4

Die Bezügemitteilungen sind mit folgender Bestimmung 
zu versehen:

„Die Zahlung der Mehrbeträge erfolgt unter dem Vorbe-
halt einer späteren gesetzlichen Regelung.“

5
Den Gemeinden, Gemeindeverbänden und den sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehen- den Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
wird empfohlen, entsprechend zu verfahren und zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt Abschlagszahlungen vorzu-
nehmen.

6
Der Erlass tritt mit Ablauf des 31. 12. 2015 außer Kraft.

Die Anlagen werden nur im elektronischen Ministerial-
blatt und in der Sammlung des bereinigten Ministerial-
blattes (SMBl. NRW.) abgebildet.

Dieser Runderlass ergeht im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales.

– MBl. NRW. 2015 S. 412

2170

Richtlinien für die Anerkennung 
von Betreuungsvereinen sowie für die Gewährung 

von Zuwendungen zur Stärkung der 
ehrenamtlichen Betreuung

RdErl. d. Ministeriums für Arbeit, Integration 
und Soziales –  V B 2 – 6333 

v. 3. 6. 2015

I. Teil
Anerkennung von Betreuungsvereinen

1
Gegenstand 

Die Landschaftsverbände (Landesbetreuungsämter) 
können gemäß § 1908 f Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs und § 2 des Landesbetreuungsgesetzes 
vom 3. April 1992 (GV. NRW. S. 124 – SGV. NRW. 2170) 
nach Maßgabe dieser Richtlinien auf Antrag rechtsfä-
hige Vereine als Betreuungsvereine zur Wahrnehmung 
von Aufgaben in Betreuungsangelegenheiten anerken-
nen. 

2
Voraussetzungen 

2.1
Allgemein

Die Tätigkeit eines Betreuungsvereins i. S. d. § 1908 f des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erfordert verantwortliches 
Handeln in fürsorglicher, rechtlicher und wirtschaftli-
cher Hinsicht. 

Sie ist gerichtet auf die Verwirklichung des Prinzips der 
persönlichen Betreuung. Hauptmerkmal dieser Betreu-
ung ist der persönliche Kontakt, insbesondere das per-
sönliche Gespräch zwischen den Betreuten und den be-
treuenden Personen. 

Dem Betreuungsverein kommt im Rahmen des vom Bür-
gerlichen Gesetzbuch vorgegebenen Modells der organi-
sierten Einzelbetreuung die wichtige Aufgabe zu, das 
Engagement hauptamtlich Beschäftigter und ehrenamt-
lich betreuender Personen sowie Bevollmächtigter wir-
kungsvoll zusammenzuführen. 

Eine umfassende Beratung der Betreuten und der ehren-
amtlichen betreuenden Personen kann nur in enger Zu-
sammenarbeit mit den anderen sozialen Diensten und 
Institutionen sowie den Kommunen erfolgen. Der Verein 
soll daher auch in Arbeitsgemeinschaften in Sinne des 
§ 4 Landesbetreuungsgesetz mitwirken und die Zusam-
menarbeit und den Erfahrungsaustausch mit den weite-
ren vor Ort in Betreuungsangelegenheiten Tätigen su-
chen. 

Zu den Aufgaben der Betreuungsvereine gehört im Rah-
men der Querschnittsarbeit auch die planmäßige Infor-
mation über Vorsorgemöglichkeiten, insbesondere Vor-
sorgevollmachten und Betreuungsverfügungen. 

2.2 
Eigenschaften des Betreuungsvereins 

Als Betreuungsvereine können nur rechtsfähige Vereine 
anerkannt werden, die gemeinnützige Zwecke i. S. v. § 52 
Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung verfolgen und ihren Sitz 
in Nordrhein-Westfalen haben. 

Der Verein muss nach seinen Zielen und seiner Satzung 
gewährleisten, dass die ihm obliegenden Aufgaben ord-
nungsgemäß erfüllt werden. Insbesondere müssen eine 
ordnungsgemäße Kassen-, Wirtschafts- und Vermögens-
verwaltung sowie eine unabhängige Prüfung der Rech-
nungswerke vor der Entlastung sichergestellt sein. 

Der Verein muss über eine angemessene fürsorgliche, 
wirtschaftliche und personelle Leistungsfähigkeit verfü-
gen. Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass der 
Verein seine Aufgaben frei von rechtlichen Bindungen 
ohne Interessenskollisionen versehen kann. Wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit bedingt unter anderem, dass der 
Verein dauerhaft seine Aufgaben, insbesondere die Ge-
winnung und Begleitung ehrenamtlicher betreuender 
Personen, wahrnehmen kann.  

Die Voraussetzungen des §  2 Nr.  2 Landesbetreuungs-
gesetz können auch durch Teilzeitbeschäftigungen mit 
einer wöchentlichen Arbeitszeit von zumindest   je 19 
Stunden erfüllt werden. Der Verein hat sicherzustellen, 
dass eine kontinuierliche Betreuungsarbeit des Vereins 
in Fällen der Abwesenheit, Verhinderung oder des Aus-
scheidens von Fachkräften gewährleistet ist. Das Aus-
scheiden von Beschäftigten des Vereins ist den Landes-
betreuungsämtern innerhalb von 2 Monaten zu melden.  

Bei der Übertragung von Betreuungen auf Fachkräfte 
oder sonstige Personen muss gewährleistet sein, dass 
eine angemessene Betreuung zum Wohle der Betreuten 
geleistet werden kann. Die zulässige Belastung richtet 
sich nach den persönlichen Fähigkeiten und den Anfor-
derungen der übertragenen Betreuung(en). 

Die Fachkräfte des Vereins sollen mit einem angemesse-
nen Anteil ihrer regelmäßigen Wochenarbeitszeit mit der 
Aufgabe betraut werden, ehrenamtliche betreuende Per-
sonen zu gewinnen, einzuführen, fortzubilden, zu bera-
ten und zu unterstützen (Querschnittsarbeit). 

Der Verein hat darüber hinaus einen regelmäßigen Er-
fahrungsaustausch zwischen hauptamtlich Beschäftigten 
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und ehrenamtlichen betreuenden Personen zu gewähr-
leisten. 

3 
Verfahren 

3.1 
Antrag 

Der Antrag auf Anerkennung als Betreuungsverein ist 
schriftlich bei dem Landesbetreuungsamt zu stellen, in 
dessen Bezirk der Verein seinen Sitz hat.

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

 1. Vereinssatzung, 

 2.  Stellungnahme des Spitzenverbandes der Freien 
Wohlfahrtspfl ege, soweit der antragstellende Verein 
einem solchen angeschlossen ist, 

 3. Versicherungsnachweis, 

 4. Gemeinnützigkeitsbescheinigung, 

 5.  Nachweis über Anzahl, Ausbildung und Berufsweg 
oder sonstige Befähigungen der hauptamtlichen Be-
schäftigten, 

 6.  Verpfl ichtungserklärung i. S. d. § 2 Nr. 3 Landesbe-
treuungsgesetz,

 7. Konzept zur Querschnittsarbeit,

 8.  Schriftliche Darstellung der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit,

 9.  Schriftliche Darlegung, wie die Aufsichtspfl icht 
durch den Verein wahrgenommen wird, 

10.  Auszug aus dem Vereinsregister sowie Vorlage von 
Vollmachten und Vertretungsregelungen,

11.  Nachweis über die Wochenarbeitszeit der hauptamt-
lichen Beschäftigten.

Das Landesbetreuungsamt entscheidet über den Antrag. 
Die Anerkennung ist jederzeit widerrufl ich und kann 
unter Aufl agen erteilt werden. 

Über die Anerkennung ist dem Verein eine Urkunde aus-
zustellen. 

Das Landesbetreuungsamt unterrichtet die kommunalen 
Betreuungsbehörden und die Betreuungsgerichte seines 
Bereichs über die erfolgten Anerkennungen. 

3.2 
Tätigkeitsbericht 

Anerkannte Betreuungsvereine legen dem Landesbetreu-
ungsamt kalenderjährlich zum 31. März einen Tätig-
keitsbericht über das Vorjahr vor. Der Tätigkeitsbericht 
soll es den Landesbetreuungsämtern ermöglichen, aus-
gesprochene Anerkennungen auf den Fortbestand der 
Voraussetzungen überprüfen zu können. Daneben soll 
der Tätigkeitsbericht auch weitere Planungsdaten lie-
fern und die Überprüfung der Voraussetzungen für die 
Bewilligung von Fördermitteln und deren Verwendung 
ermöglichen. 

Der Tätigkeitsbericht hat sich zumindest auf folgende 
Angaben zu erstrecken: 

–  Zahl, Name und Qualifi kation der hauptamtlichen 
Fachkräfte, 

–  Zahl der ehrenamtlichen betreuenden Personen, die 
der Verein begleitet, 

–  Zahl der im Vorjahr neugewonnenen ehrenamtlichen 
betreuenden Personen, 

–  Art und Inhalt von Maßnahmen für Aufgabenwahr-
nehmung nach § 1908 f Abs. 1 Nr. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, 

–  Zahl der Vereinsbetreuungen, 

–  Zahl der Betreuungen durch Vereinsbetreuerinnen 
und Vereinsbetreuer ,

–  Zahl der ehrenamtlichen Betreuungen. 

Die Landesbetreuungsämter können mit Zustimmung 
des für die Förderung der ehrenamtlichen Betreuungsar-

beit zuständigen Ministeriums weitere Anforderungen 
an die Tätigkeitsberichte vorsehen. 

4
Schlussbestimmungen 

Diese Richtlinien sind auch in noch nicht abgeschlosse-
nen Antragsverfahren uneingeschränkt anzuwenden. Bei 
bereits anerkannten Betreuungsvereinen ist – ggf. durch 
nachträgliche Aufl agen – sicherzustellen, dass diese 
Richtlinien eingehalten werden. 

II. Teil
Gewährung von Zuwendungen zur Stärkung 

der ehrenamtlichen Betreuung

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO Zuwendungen 
für die von den Betreuungsvereinen gem. § 1908 f Abs. 1 
Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs i. V. m. § 2 des Lan-
desbetreuungsgesetzes i. V. m. Teil I dieser Richtlinien 
wahrzunehmenden Aufgaben (Querschnittsaufgaben).

1.2
Zuwendungen werden nur im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel gewährt. Ein Anspruch besteht nicht.

2
Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung ist die Stärkung der ehren-
amtlichen Betreuung in Nordrhein- Westfalen.

3
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger können nur anerkannte Betreu-
ungsvereine sein, die ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen 
haben, als gemeinnützig anerkannt und einem Spitzen-
verband der Freien Wohlfahrtspfl ege angeschlossen sind, 
der wiederum der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspfl ege des Landes Nord-
rhein-Westfalen angehört. Betreuungsvereine, die aus ei-
ner kommunalen Betreuungsbehörde hervorgegangen 
sind, sind von der Förderung ausgeschlossen. 

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Der antragstellende Verein muss nach § 2 des Landesbe-
treuungsgesetzes in Verbindung mit Teil I dieser Richtli-
nien als Betreuungsverein anerkannt sein.

4.2
Der antragstellende Verein ist verpfl ichtet, eine Betreu-
erkartei zu führen.

4.3
Um eine Zuwendung nach Nr. 5.3.2 zu beantragen, muss 
der Antragsteller nachweisen, dass er am 31.12. des Vor-
jahres (Stichtag) über einen Bestand von mindestens 15 
bestellten ehrenamtlichen betreuenden Personen ver-
fügt.

4.4
Die Aufgabenwahrnehmung muss nachgewiesen werden. 
Als Nachweise dienen insbesondere die Dokumentatio-
nen der Tätigkeiten zu den Querschnittsaufgaben aus 
dem Tätigkeitsbericht. 

5.
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5. 1
Zuwendungs- und Finanzierungsart, Form der Zuwen-
dung

Als Projektförderung wird im Wege der Festbetrags-
fi nanzierung ein Zuschuss gewährt.

5.2
Abweichend von VV 1.3 zu § 44 LHO ist ein vorzeitiger 
Maßnahmebeginn zulässig.      
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5.3
Bemessungsgrundlage

5.3.1
Prämienförderung

Im Wege der Prämienförderung kann der Betreuungs-
verein für jede durch ihn gewonnene ehrenamtliche be-
treuende Person außerhalb des familiären Umfelds eine 
einmalige Zuwendung von 300 Euro erhalten.   Familiä-
res Umfeld in diesem Sinne umfasst Verwandte 1. und 2. 
Grades in gerader Linie, Ehegatten, Geschwister und 
Schwiegerkinder. Die Förderung gilt auch für Personen, 
die nach Durchführung einer Betreuung eines Angehöri-
gen i. S. d. Satz 1 erstmalig durch einen Betreuungsver-
ein für eine außerfamiliäre Betreuung gewonnen wur-
den. 

Wenn eine ehrenamtliche betreuende Person außerhalb 
des familiären Umfelds für einen zweiten und dritten 
Betreuungsfall gewonnen und bestellt wird, kann der 
Betreuungsverein, der sie für die weitere Betreuung ge-
wonnen hat, eine Zuwendung von jeweils 150 Euro er-
halten.

5.3.2
Bestandsförderung

Im Wege der Bestandsförderung kann eine weitere Zu-
wendung von jährlich 70 Euro für jede bestellte ehren-
amtliche betreuende Person gewährt werden, die/der im 
Zeitpunkt des Stichtages nach Nr.  4.3 an den Betreu-
ungsverein angebunden ist und von ihm im Vorjahr be-
gleitet (eingeführt, beraten oder fortgebildet) wurde. Die 
Anbindung und Begleitung der ehrenamtlichen betreu-
enden Person sind vom Betreuungsverein nachzuweisen.

Führt eine ehrenamtliche betreuende Person mehr als 
eine Betreuung, erhöht sich die Zuwendung auf 100 
Euro.

5.3.3
Basisförderung

Im Wege einer Basisförderung kann eine weitere Zuwen-
dung in Höhe von jährlich 1.700 Euro gewährt werden, 
wenn der Betreuungsverein die in § 1908 f Abs. 1 Nr. 2 
BGB aufgeführten Querschnittsaufgaben (Gewinnung, 
Einführung und Fortbildung von ehrenamtlichen Be-
treuerinnen und Betreuern, die Beratung sowie Unter-
stützung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreu-
ern sowie Bevollmächtigten) sowie die in § 1908 f Abs. 1 
Nr. 2 a BGB genannten Informationsveranstaltungen zu 
Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen je-
weils eigenständig durchgeführt hat. Der Nachweis der 
Wahrnehmung dieser Aufgaben erfolgt über die Anga-
ben im Tätigkeitsbericht/Sachbericht.

6
Verfahren

6.1
Bewilligungsbehörde sind die Landesbetreuungsämter 
der Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-
Lippe.

6.2
Die Zuständigkeit der Bewilligungsbehörde richtet sich 
nach der Gebietskörperschaft, in der der Betreuungsver-
ein seine Tätigkeit ausübt.

6.3
Anträge auf Zuwendung sind nach dem Muster der An-
lage 1 zu stellen. 

6.3.1
Der Antrag auf Zuwendung nach Nrn. 5.3.1, 5.3.2 und 
5.3.3 muss der Bewilligungsbehörde bis zum 31. März 
des Jahres vorliegen (Datum des Eingangsstempels). Mit 
dem Antrag nach Nr.  5.3.1 können nur Betreuerbestel-
lungen berücksichtigt werden, die vom 1.1. bis zum 
31.12. des Vorjahres erfolgt sind. 

6.4
Die Bewilligung erfolgt nach dem in der Anlage 2 beige-
fügten Muster.

6.5
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO, so-
weit nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichungen zu-
gelassen worden sind.

III. Teil
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Richtlinien treten mit Wirkung vom 30. April 2015 
in Kraft und am 30. April 2019 außer Kraft. 

Die Richtlinien für die Anerkennung von Betreuungsver-
einen v. 31. Juli 2013 (MBl. NRW. S. 291) treten am 29. 
April 2014 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2015 S. 413

21701

Richtlinien
über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Mittagsverpfl egung 

von Kindern und Jugendlichen in Kindertages-
einrichtungen, Kindertagespfl egestellen und 

Schulen – Härtefallfonds „Alle Kinder essen mit“
RdErl. d. Ministeriums für Arbeit, Integration 

und Soziales – V A 1 6004
v. 12. 6. 2015

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
den Verwaltungsvorschriften zu §  44 Landeshaushalts-
ordnung (LHO) Zuwendungen für die Teilnahme an der 
gemeinschaftlichen Mittagsverpfl egung von Kindern und 
Jugendlichen aus fi nanziell bedürftigen Familien.

1.2
Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung

Gefördert wird die Teilnahme von bedürftigen Kindern 
und Jugendlichen an der Mittagsverpfl egung in

–  Kindertageseinrichtungen,

–  Kindertagespfl egestellen,

–  Schulen und

–  Horten,

sofern sie nicht zum Leistungsbereich des SGB II, des 
SGB XII sowie des SGB VIII gehören und für die deren 
Haushaltsmitglieder weder Kinderzuschlag erhalten 
noch Wohngeld beziehen oder Anspruch auf Leistungen 
aus dem Bildungs- und Teilhabepaket haben.

3
Zuwendungsempfangende

Gemeinden und Gemeindeverbände.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
An der gemeinschaftlichen Mittagsverpfl egung dürfen 
nur
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–  Schülerinnen und Schüler, die eine allgemein- oder 
berufsbildende Schule besuchen, wenn sie jünger als 
25 Jahre sind,

–  Kinder in Horten,

–  Kinder in Kindertageseinrichtungen oder

–  Kinder in Kindertagespfl egestellen teilnehmen,

für die kein Leistungsanspruch nach den entsprechen-
den Rechtsvorschriften für Bildung und Teilhabe nach 
dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch (insbesondere § 28 Abs. 6 SGB II, § 34 Abs. 6 
SGB XII sowie §  6 b BKGG) sowie kein Leistungsan-
spruch nach § 6 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
analog zum Bildungs- und Teilhabepaket besteht und 
diese Kinder und Jugendlichen bedürftig sind.

Bei Schülerinnen und Schülern sind die Voraussetzun-
gen als erfüllt anzusehen, wenn die Mittagsverpfl egung 
in schulischer Verantwortung angeboten wird.

4.2
Von einer Bedürftigkeit im Sinne der Förderung ist ins-
besondere bei Personen auszugehen, die nicht zum an-
spruchsberechtigten Personenkreis der im Bildungs- und 
Teilhabepaket genannten Leistungen gehören, aber nur 
über fi nanzielle Mittel in einem vergleichbaren Umfang 
verfügen.

4.3
Die Zuwendungsempfangenden müssen sicherstellen, 
dass der Zuwendungsbetrag entsprechend der bedürfti-
gen Kinder und Jugendlichen auf die Schulen, Horte, 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl egestellen 
verteilt wird. Die Verteilung der Zuwendung kann auch 
in Form von Gutscheinen oder Kostenübernahmeerklä-
rungen erfolgen.

4.4
Die Zuwendungsempfangenden müssen sicherstellen, 
dass die Zuweisungen des Landes nicht an die Erzie-
hungsberechtigten der an der Mittagsverpfl egung teil-
nehmenden Kinder und Jugendlichen ausgezahlt wird.

4.5
Eine Zuwendung kann nicht gewährt werden,

–  für die Teilnahme von Berufsschülerinnen und Berufs-
schülern, die eine Ausbildungsvergütung erhalten,

–  wenn Leistungen der wirtschaftlichen Jugendhilfe 
(§ 90 SGB VIII) gewährt werden oder

–  wenn die Verpfl egung für die teilnehmenden Personen 
an einem Kiosk oder in einem Lebensmittelgeschäft 
gekauft wird (z. B. belegte Brötchen, Teilchen o.ä.).

4.6
Ein Maßnahmenbeginn ab dem ersten Tag des Schul- 
bzw. Kindergartenjahres ist grundsätzlich zugelassen 
und förderunschädlich.

5
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart

Projektförderung

5.2
Finanzierungsart

Anteilfi nanzierung,

höchstens jedoch 80 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (Gesamtausgaben abzüglich Elternbeitrag). 
Ausnahmen können im Einzelfall auf Antrag bewilligt 
werden.

5.3
Form der Zuwendung

Zuweisung

5.4
Bemessungsgrundlage

Die Zuschüsse nach diesen Richtlinien sollen den Leis-
tungen zur Deckung der Bedarfe nach

§  28 Abs.  6 SGB II, §  34 Abs.  6 SGB XII sowie §  6 b 
BKGG entsprechen. Bemessungsgrundlage sind deshalb 
die tatsächlichen Ausgaben für Mittagessen im Sinne der 
Nummer  2 für jedes bedürftige Kind. Der Umfang der 
Zuwendung ist nach der Zahl der teilnehmenden Kinder, 
Schülerinnen und Schüler am 15. September bzw. 
15. März sowie der Tage mit Mittagsverpfl egung zu be-
messen.

In analoger Anwendung der Rechtsvorschriften für Bil-
dung und Teilhabe ist bei der Bemessung der Zuwen-
dung für jeden Teilnehmer grundsätzlich ein Beitrag für 
jedes Mittagessen in Höhe von einem Euro in Abzug zu 
bringen. Der Betrag ist nicht zu berücksichtigen, wenn 
dessen Erhebung zu einer Schlechterstellung im Ver-
gleich zu den Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
für Bildung und Teilhabe führen würde.

6
Verfahren

6.1
Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung, in deren 
Bezirk die Gemeinde oder der Gemeindeverband liegt.

6.2
Antragsverfahren

Die Anträge sind jeweils zum 30. September und 
31. März eines Jahres nach dem Muster der Anlage 1 zu 
stellen.

6.3
Bewilligungsverfahren

6.3.1
Die Zuwendung ist den Zuwendungsempfangenden für 
alle in ihrem Bereich befi ndlichen Schulen und Horten, 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl egestellen 
in einem Gesamtbetrag zu bewilligen.

6.3.2

Der Zuwendungsbescheid ist nach dem Muster der An-
lage 2 zu erteilen.

6.4
Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt ohne besondere 
Anforderung zum 1. November und 1. Mai eines Jahres.

6.5
Verwendungsnachweisverfahren

Ein Verwendungsnachweis über die zweckentsprechende 
Verwendung der Zuwendungen im Rahmen des Härte-
fallfonds „Alle Kinder essen mit“ ist bis zum 31. Okto-
ber des Folgejahres (nach Beendigung der Maßnahme) 
der Bewilligungsbehörde vorzulegen. Er ist nach dem 
Muster der Anlage 3 zu erstellen (vereinfachter Verwen-
dungsnachweis). 

6.6
Bagatellgrenzen

Die nach

–  Nr. 1.1 VVG zu § 44 LHO vorgesehenen Bagatellgren-
zen für die Bewilligung von Zuwendungen sowie

–  Nr. 8.8 VVG zu § 44 LHO vorgesehenen Bagatellgren-
zen für Rückforderungen 

bleiben außer Betracht.

6.7
Die Anlagen werden nicht veröffentlicht. Sie können bei 
den Bewilligungsbehörden angefordert werden.

7
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Die Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. August 2015 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 2020 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2015 S. 415
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2370

Richtlinie zur Förderung von Wohnraum 
für Flüchtlinge 

(RL Flü)
RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr – IV.2-2103-168/15
v. 17. 6. 2015

1
Förderzweck und Rechtsgrundlagen

Ziel ist es, einen Beitrag zur Herstellung oder Bereitstel-
lung von Wohnraum für Flüchtlinge und Asylbewerber 
zu leisten, die den Kommunen aus den Erstaufnahme-
einrichtungen des Landes zugewiesen werden.

Die Fördermittel werden auf der Grundlage des Gesetzes 
zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für das 
Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) vom 8.  De-
zember 2009 (GV. NRW. S. 772) in der jeweils geltenden 
Fassung, dieser Bestimmungen und soweit in dieser Be-
stimmung nicht abweichend geregelt, der Wohnraumför-
derungsbestimmungen (WFB) in der jeweils geltenden 
Fassung bewilligt.

Es gelten die in der jeweiligen Förderzusage getroffenen 
Bestimmungen. Auf die Bewilligung der Fördermittel 
besteht kein Rechtsanspruch.

2
Begünstigter Personenkreis

Gefördert wird Wohnraum für 

a)  Flüchtlinge im Sinne des Flüchtlingsaufnahmegeset-
zes (FlüAG) und

b)  Asylbewerber im Sinne des Asylverfahrensgesetzes 
(AsylVfG),

die keinen Anspruch auf Erteilung eines Wohnberechti-
gungsscheins nach § 18 WFNG NRW haben. 

3
Fördergegenstand und förderfähige bauliche Maßnah-
men

3.1
Fördergegenstand

Gefördert wird Wohnraum im Land Nordrhein-Westfa-
len in der Form von Mietwohnungen einschließlich von 
Gemeinschaftsräumen, Genossenschaftswohnungen, zur 
Vermietung bestimmten Eigentumswohnungen, Grup-
penwohnungen und Mieteinfamilienhäusern. 

Gefördert werden auch barrierefreie bindungsfreie Woh-
nungen gegen Einräumung von Besetzungsrechten an 
geeigneten Ersatzwohnungen (mittelbare Belegung).

3.2
Förderfähige bauliche Maßnahmen

3.2.1
Neubau von Wohnraum

3.2.2
Neuschaffung von Wohnraum im Bestand mit wesentli-
chem Bauaufwand (mehr als 650 Euro Baukosten inklu-
sive Baunebenkosten – § 5 Absatz 3 Satz 1 der Zweiten 
Berechnungsverordnung-II. BV in der Fassung vom 
31. 12. 2003 – pro Quadratmeter Wohnfl äche) durch 

a)  Änderung, Nutzungsänderung und Erweiterung von 
Gebäuden, die bisher nicht Wohnzwecken dienten 

b)  Änderung von Wohnraum zur Anpassung an geän-
derte Wohnbedürfnisse

3.2.3
Andere Maßnahmen zur Herrichtung oder Anpassung 
von Wohnraum für Flüchtlinge, sofern die Baukosten in-
klusive Baunebenkosten (§ 5 Absatz 3 Satz 1 der Zwei-
ten Berechnungsverordnung – II. BV in der Fassung vom 
31. 12. 2003) oder die Kosten für geringinvestive Maß-
nahmen weniger als 650 Euro pro Quadratmeter Wohn-
fl äche betragen.

3.3
Doppelförderung und Kumulierungsverbot 

Die Neuschaffung von Wohnraum durch Baumaßnah-
men in vorhandenen Gebäuden oder Gebäudeteilen (z. B. 
Änderung vorhandener Einrichtungen oder vorhandener 
Wohnungen), für deren Bau oder Modernisierung För-
dermittel des Landes oder des Bundes eingesetzt worden 
sind, wird nur gefördert, wenn die gewährten Förder-
mittel vor Beginn der Baumaßnahmen vollständig zu-
rückgezahlt worden sind oder zurückgezahlt werden. 
Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Fördermitteln 
nach dieser Richtlinie und den WFB oder den Richtli-
nien zur Förderung von investiven Maßnahmen im Be-
stand (RL BestandsInvest) ist während der Bindungs-
dauer mit Ausnahme der in Nummer 5.2 genannten Fälle 
der Folgenutzung ausgeschlossen.

4
Grundsätze der Förderung

4.1
Bedarfsfeststellung

Die Bewilligungsbehörde hat sich vor Erteilung der För-
derzusage von der zuständigen Stelle den Bedarf an dem 
zu fördernden Wohnraum bzw. im Fall der mittelbaren 
Belegung an den angebotenen Ersatzwohnungen für 
Flüchtlinge und Asylbewerber bestätigen zu lassen.

4.2
Finanzierungsgrundsätze

Die Bewilligung von Fördermitteln setzt voraus, dass die 
Finanzierung der Gesamtkosten gesichert erscheint. 
Beim Neubau oder der Neuschaffung eines Förderob-
jekts ist eine Eigenleistung in Höhe von mindestens 20 
v. H. der Gesamtkosten zu erbringen.

4.3
Qualitätsanforderungen

4.3.1
Bei der Förderung des Neubaus von Wohnraum nach 
Nummer  3.2.1 müssen die Grundstücke und Gebäude 
den Qualitätsanforderungen der Nummern 1.1 bis 1.3.2, 
1.3.4.1, 1.3.5 bis 1.7 WFB und den Anforderungen der 
Nummer  3 Anlage  1 WFB hinsichtlich Denkmalschutz, 
Bauplanung, Bauordnungsrecht und Bergschadenver-
zicht entsprechen. 

4.3.2
Der nach den Nummern 3.2.2 und 3.2.3 geförderte 
Wohnraum muss hinsichtlich Lage, Ausstattung und Ge-
brauchswert zur Wohnraumversorgung von Flüchtlingen 
und Asylbewerbern geeignet sein. 

4.4
Ersatzwohnungen

Für im Rahmen der mittelbaren Belegung zur Verfügung 
gestellten Ersatzwohnungen gelten die Nummern 1.3.4.2 
bis 1.3.4.5 Anlage 1 WFB mit der Maßgabe, dass die Er-
satzwohnungen abweichend von Nummer 1.3.4.5 Satz 2 
Anlage 1 innerhalb von 12 Monaten nach Erteilung der 
Förderzusage zur Verfügung gestellt werden müssen.

4.5
Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns

Bauvorhaben, mit deren Ausführung bereits vor Ertei-
lung der Förderzusage begonnen worden ist, dürfen 
nicht gefördert werden, es sei denn, die Bewilligungsbe-
hörde hat gemäß Nummer 1.4 der Anlage 2 WFB in den 
vorzeitigen Baubeginn eingewilligt. Als Vorhabenbeginn 
ist der Abschluss von Lieferungs- und Leistungsverträ-
gen anzusehen, die der Ausführung zuzurechnen sind; 
Planung bis einschließlich Leistungsphase 6 des § 34 der 
Verordnung über die Honorare für Architekten- und In-
genieurleistungen (HOAI), Bodenuntersuchung, das Her-
richten des Grundstücks und der Grunderwerb gelten 
nicht als Beginn des Bauvorhabens. Der Abschluss von 
Lieferungs- und Leistungsverträgen steht der Förderung 
dann nicht entgegen, wenn der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller nach diesem Vertrag ein Rücktrittsvorbe-
halt entsprechend Nummer  5.5.3 WFB eingeräumt ist 
und ihr oder ihm im Falle des Rücktritts – außer den 
Kosten für Planung, Bodenuntersuchung und Grunder-
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1 2 3 4

Gemeinden 
mit 

Mietniveau

Neubau 
nach 

Nr. 3.2.1

Neu-
schaffung 

im Bestand 
nach 

Nr. 3.2.2

Mittelbare 
Belegung 

nach 
Nr. 3.2.1

M 1 1 100 Euro 825 Euro 660 Euro

M 2 1 300 Euro 975 Euro 780 Euro

M 3 1 500 Euro 1 125 Euro 900 Euro

M 4 1 650 Euro 1 240 Euro 990 Euro

  Bei der Berechnung des wohnfl ächenbezogenen Bau-
darlehens sind die tatsächlichen, auf volle Quadrat-
meter aufgerundeten Wohnfl ächen zugrunde zu legen. 
Das ermittelte Baudarlehen ist für alle zu fördernden 
Miet- und Gruppenwohnungen und gegebenenfalls 
der Gemeinschaftsräume des gesamten Gebäudes und 
für jede einzelne zur Vermietung bestimmte Eigen-
tumswohnung auf volle hundert Euro aufzurunden. 

  Neben der Förderpauschale können Zusatzdarlehen 
entsprechend Nummer  2.5.2 WFB, z.  B. für kleine 
Wohnungen (Nummer  2.5.2.1 WFB), für Aufzüge 
(Nummer  2.5.2.2 WFB), für Mieteinfamilienhäuser 
(Nummer  2.5.2.5 WFB) und für städtebaulichen 
Mehraufwand (Nummer  2.5.3 WFB) sowie Standor-
taufbereitung (Nummer 4 WFB) gewährt werden. 

b)  Für die Förderung von Gruppenwohnungen mit Ap-
partements und die Förderung von Gruppenwohnun-
gen mit Wohnschlafräumen gelten die Regelungen 
der WFB sinngemäß.

6.1.2
Andere Maßnahmen zur Herrichtung oder Anpassung 
von Wohnraum 

Bei nach Nummer  3.2.3 geförderten Objekten werden 
100 v. H. der für die Herrichtung oder Anpassung von 
Wohnraum für Flüchtlinge entstehenden Kosten, maxi-
mal 650 Euro pro Quadratmeter Wohnfl äche, als förder-
fähig anerkannt. 

6.1.3
Bei der Förderung nach Nummern 3.2.2 und 3.2.3 ist das 
Baudarlehen (Grundpauschale zuzüglich Zusatzdarle-
hen) auf die Höhe der Baukosten inklusive Bauneben-
kosten (§  5 Absatz  3 Satz  1 der Zweiten Berechnungs-
verordnung – II.  BV in der Fassung vom 31.12.2003) 
begrenzt. Für den Kostennachweis gilt Nummer  4.5 
WFB entsprechend.

6.2
Tilgungsnachlass

Für folgende Darlehen kann auf Antrag ein anteiliger 
Tilgungsnachlass (Teilschulderlass) gewährt werden:

a)  Auf die Darlehenssumme, die sich auf die Grundpau-
schale nach Nummer 6.1.1 bezieht, wird in den Miet-
niveaus M  1 bis M  3 ein Tilgungsnachlass bis zur 
Höhe von 10 v. H. und in M 4 bis zur Höhe von 20 
v. H. gewährt.

b)  Auf anerkannte Zusatzdarlehen entsprechend Num-
mern 2.5.2 und 2.5.3 WFB sowie bei Darlehen ent-
sprechend Nummer  4.4 WFB wird in allen Mietni-
veaus ein Tilgungsnachlass bis zu 50 v. H. gewährt.

c)  Auf Baudarlehen nach Nummer  6.1.2 wird in allen 
Mietniveaus ein Tilgungsnachlass bis zur Höhe von 
20 v. H. der anerkannten Kosten gewährt.

Der Antrag auf Gewährung eines Tilgungsnachlasses ist 
zusammen mit dem Antrag auf Gewährung der Förder-
mittel zu stellen.

7
Miete und Mietbindung

Der Verfügungsberechtigte ist in der Förderzusage zu 
verpfl ichten, über den geförderten Wohnraum mit dem 
oder den Berechtigten Individualmietverträge abzu-
schließen. Wird die Miete von der für das Asylbewerber-
leistungsrecht zuständigen Stelle getragen, kann der 

werb – keine weiteren Lasten entstehen. Mit der Ausfüh-
rung der Verträge darf im Sinne von Satz  1 auch bei 
Vereinbarung eines Rücktrittsvorbehaltes nicht begon-
nen werden.

4.6
Unwirksamkeit der Förderzusage

Die Förderzusage wird unwirksam, wenn mit der Aus-
führung der Fördermaßnahme nicht innerhalb von 6 Mo-
naten nach Erteilung der Förderzusage begonnen wurde.

5
Zweckbindung

5.1
Belegungsbindung

Der nach Nummern 3.2.1 und 3.2.2 geförderte Wohn-
raum ist gemäß den Festlegungen der Förderzusage für 
die Dauer von 15 Jahren oder 20 Jahren ausschließlich 
zur Wohnraumversorgung von nicht wohnberechtigten 
Flüchtlingen und Asylbewerbern zu nutzen. Für Objekte 
in Gemeinden der Mietniveaus M 3 und M  4 kann davon 
abweichend eine Belegungsbindung von bis zu 25 Jahren 
festgelegt werden. Bei nach Nummer  3.2.3 geförderten 
Objekten beträgt die Belegungsbindung 10 Jahre. §  13 
WFNG NRW fi ndet keine Anwendung. Die Bauherrin/ 
der Bauherr ist in der Förderzusage zu verpfl ichten,

a)  der zuständigen Stelle ein Besetzungsrecht gemäß 
(§ 29 Nr. 6 Satz 3 WFNG NRW) einzuräumen,

b)  im Falle der Ausübung des Besetzungsrechts die von 
der zuständigen Stelle benannten Personen aufzu-
nehmen,

c)  bei Eigentumswechsel den Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin auf den Übergang der Verpfl ich-
tungen zu a) und b) hinzuweisen (§  10 Absatz  8 
WFNG NRW).

5.2
Folgenutzung

Wenn der Bedarf für die Zielgruppe entfällt, ist der nach 
Nummer  3.2.1 geförderte Wohnraum bis zum Ende der 
Zweckbindung wie nach den WFB geförderter Wohn-
raum weiter zu nutzen. In diesem Fall ist der Verfü-
gungsberechtigte in einem Änderungsbescheid zu ver-
pfl ichten,

a)  den Mietwohnraum bis zum Ende der Zweckbindung 
gegen Vorlage eines Wohnberechtigungsscheins nach 
§ 18 WFNG NRW an Berechtigte zu überlassen,

b)  im Mietvertrag bis zum Ende der Zweckbindung 
höchstens eine Miete zu vereinbaren, die im Jahr der 
Erteilung der Förderzusage gemäß Nummer  2.4.1 
WFB für vergleichbaren Wohnraum bei Erstbezug 
maßgeblich gewesen wäre, zuzüglich der nach Num-
mer 2.4.2 WFB zulässigen Mietsteigerungen,

c)  die Folgenutzung des Mietwohnraums der für die Er-
fassung und Kontrolle zuständigen Stelle zu melden.

Nach Nummern 3.2.2 und 3.2.3 geförderter Wohnraum 
kann auf Antrag mit Zustimmung des für die soziale 
Wohnraumförderung zuständigen Ministeriums wie 
nach den WFB geförderter Wohnraum weiter genutzt 
werden, wenn der Verfügungsberechtigte den Wohn-
raum so hergerichtet hat, dass er die Qualitätsanforde-
rungen der Nummer  1.3 Anlage  1 WFB erfüllt. Für die 
Herrichtung der nach Nummer  1.3 Anlage  1 WFB ver-
langten Qualitätsanforderungen kann ein Antrag auf 
Förderung nach der RL BestandsInvest gestellt werden.

6
Art und Umfang der Förderung

6.1
Darlehenspauschale 

6.1.1
Neubau und Neuschaffung

a)  Bei der Förderung von Wohnraum oder Gemein-
schaftsräumen beträgt die Grundpauschale je nach 
Standort des geförderten Wohnraums pro Quadrat-
meter förderfähiger Wohnfl äche höchstens:
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hensvertrag zu verpfl ichten, für die Dauer der in der 
Förderzusage festgelegten Mietbindung,

a)  im Mietvertrag höchstens eine Miete zu vereinbaren, 
die die in der Förderzusage festgelegte Miete nicht 
übersteigt;

b)  im Rahmen des BGB nur eine Miete zu fordern, die 
die in der Förderzusage festgelegte Miete zuzüglich 
einer Erhöhung um 1,5 v. H. bezogen auf die Bewilli-
gungsmiete nach Nummern 7.1, 7.2  a) und gegebe-
nenfalls 7.2  c) für jedes Jahr seit Bezugsfertigkeit 
nicht übersteigt. Nach Modernisierung einer Ersatz-
wohnung (mittelbare Belegung) kann die Bewilli-
gungsbehörde eine für den berechtigten Personen-
kreis tragbare Mieterhöhung zulassen. 

Die Miete, die sich aus der in der Förderzusage festge-
legten Miete (einschließlich Mietzuschlägen) zuzüglich 
zulässiger Mieterhöhungen ergibt, darf auch im Fall ei-
ner erneuten Vermietung während der Dauer der Bele-
gungs- und Mietbindung nicht überschritten werden. In 
die Förderzusage, den Darlehensvertrag und in den 
Mietvertrag (auch bei Zwischenvermietung) ist ein Hin-
weis auf § 16 WFNG NRW aufzunehmen und sicherzu-
stellen, dass die sich daraus ergebenden Pfl ichten des 
Vermieters oder der Vermieterin auf den Rechtsnachfol-
ger oder die Rechtsnachfolgerin (Einzelrechtsnachfolger 
oder Gesamtrechtsnachfolger) übergehen. Während der 
Dauer der Bindung darf für jeden Fall der Vermietung 
eine Staffelmiete gemäß §  557  a BGB – längstens für 
 einen Zeitraum bis zum Ende der in der Förderzusage 
vereinbarten Mietbindung – vereinbart werden. Miet-
vertragliche Vereinbarungen zum Ausschluss des Kün-
digungsrechts nach § 557 a Satz 3 BGB sind unzulässig.

7.3.2
Die Miete für Ersatzwohnungen (mittelbare Belegung) 
darf die ortsübliche Vergleichsmiete nicht übersteigen 
und muss die Miete nach Nummer  7.1 Tabelle unter-
schreiten. Die Bewilligungsbehörde legt die erforderli-
che Unterschreitung in Abhängigkeit von der Qualität 
der Ersatzwohnung fest und kann Zuschläge nach Num-
mer 7.2 a) und b) zulassen. 

8
Darlehensbedingungen

8.1
Zinsen, Tilgung und Verwaltungskostenbeiträge

Die Darlehen nach Nummer  6.1 werden zu folgenden 
Bedingungen gewährt:

a)  Für die Dauer der Zweckbindung ist das Baudar-
lehen bei der Förderung in Gemeinden der Mietni-
veaus 1 und 2 mit 0,5 v. H. und bei der Förderung in 
Gemeinden der Mietniveaus 3 und 4 mit 0 v. H. bis 
zum Ablauf des 10.  Jahres, danach mit 0,5 v. H. zu 
verzinsen. Nach Ablauf der Zweckbindung wird das 
Baudarlehen marktüblich verzinst.

b)  Darlehen nach Nummer 6.1.1 sind mit jährlich 1 v. H. 
oder auf Antrag mit jährlich 2  v. H. und Darlehen 
nach Nummer  6.1.2 mit jährlich 4  v. H. unter Zu-
wachs der durch die fortschreitende Tilgung erspar-
ten Zinsen zu tilgen.

c)  Unbeschadet der für die Verwaltungstätigkeit der 
Bewilligungsbehörde zu zahlenden Gebühren ist ein 
einmaliger Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 
0,4 v. H. des bewilligten Darlehens und ein laufender 
Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von jährlich 
0,5  v. H. des bewilligten Darlehens zu zahlen. Nach 
 Tilgung des Baudarlehens um 50 v. H. wird der Ver-
waltungskostenbeitrag vom halben Darlehensbetrag 
erhoben; Zinsen, Tilgungen und Verwaltungskosten-
beiträge sind halbjährlich an die NRW.BANK zu ent-
richten. 

Im Darlehensvertrag hat sich die Bauherrin oder der 
Bauherr zu verpfl ichten, für die Dauer des Bindungszeit-
raums kein Sondereigentum (gemäß § 1 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes) zu bilden. Für den Fall der Zuwider-
handlung ist im Darlehensvertrag vorzusehen, dass

a)  die Bauherrin oder der Bauherr eine Vertragsstrafe 
zu entrichten hat und

Verfügungsberechtigte stattdessen einen (Global-) Miet-
vertrag mit der Kommune abschließen.

7.1
Bewilligungsmiete

In der Förderzusage darf je Quadratmeter Wohnfl äche 
höchstens eine monatliche Miete festgesetzt werden (Be-
willigungsmiete), die nachstehende Beträge pro Quad-
ratmeter Wohnfl äche nicht überschreitet:

In Gemeinden mit Mietniveau

M 1 4,25 Euro

M 2 4,65 Euro

M 3 5,25 Euro

M 4 5,75 Euro

Bonn, Düsseldorf, Köln und Münster 6,25 Euro

Die Zuordnung der Gemeinden zu den Mietniveaus M 1 
bis M 4 ergibt sich aus der Tabelle 1 im Anhang der 
WFB.

Bei der Berechnung der höchstens zulässigen Miete sind 
die tatsächlichen, auf volle Quadratmeter aufgerundeten 
Wohnfl ächen zugrunde zu legen.

Für Gemeinschaftsräume darf maximal ein dem jeweili-
gen Mietniveau entsprechendes monatliches Entgelt ver-
einbart und mit der Miete für die geförderten Wohnun-
gen gekoppelt werden. Bei der Ermittlung der Höhe des 
Entgelts sind gegebenenfalls im Gebäude oder der Wirt-
schaftseinheit vorhandene freifi nanzierte Wohnungen 
einzuberechnen. 

Die Miete für eine Ersatzwohnung (mittelbare Belegung) 
darf die ortsübliche Vergleichsmiete nicht übersteigen 
und muss die Miete nach der Tabelle unterschreiten. Die 
Bewilligungsbehörde legt die erforderliche Unterschrei-
tung in Abhängigkeit von der Qualität der Ersatzwoh-
nung fest.

Für Wohnungen, die im Wege der eigenständig gewerb-
lichen Lieferung von Wärme beheizt oder die im Passiv-
hausstandard errichtet werden, gelten die Regelungen 
der Nummern 2.4.1 und 2.4.2 WFB. 

Neben der Miete nach Satz  1 darf nur die Umlage der 
Betriebskosten nach Maßgabe der §§ 556, 556 a und 560 
BGB und eine Sicherheitsleistung (Kaution) für Schäden 
an der Wohnung oder unterlassene Schönheitsreparatu-
ren gemäß § 551 BGB erhoben werden.

7.2
Zuschläge zur Miete

Mit der Miete dürfen folgende Zuschläge gekoppelt wer-
den:

a)  Zur Abdeckung der Mehrkosten, die aus der deutlich 
erhöhten Fluktuationsrate resultieren, kann die Be-
willigungsbehörde in der Förderzusage in Abstim-
mung mit der für die Unterbringung des berechtigten 
Personenkreises zuständigen Stelle einen Zuschlag 
zur Bewilligungsmiete zulassen.

b)  Bei der Förderung von Wohnraum, der mit Einbau-
möbeln ausgestattet ist, darf gegen nachvollziehbare 
Aufstellung der voraussichtlichen Anschaffungskos-
ten neben der Miete eine fi xe monatliche Pauschale 
von bis zu 40 Euro pro Wohnung vereinbart werden.

c)  Wird der geförderte Wohnraum mit einem (Global-) 
Mietvertrag angeboten, müssen die Bewilligungs-
miete nach Nummer  7.1 und eventuelle Zuschläge 
nach Nr. 7.2 separat ausgewiesen werden.

d)  Im Einzelfall können weitere mietvertragliche Ne-
benleistungen in einem getrennt vom Mietvertrag ab-
zuschließenden Vertrag vereinbart werden.

7.3
Mietbindung und Mietenentwicklung

7.3.1
In der Förderzusage ist für den Zeitraum der Belegungs-
bindung eine Mietbindung festzulegen. Die Vermieterin 
oder der Vermieter hat sich im Antrag und im Darle-
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Verwaltungsvorschriften 
zur Durchführung des Fischgesundheitsdienstes

des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz 

(LANUV) Nordrhein-Westfalen
RdErl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

– VI-5-2000.14.3 –
v. 11. 6. 2015

1 
Organisation und Aufgaben

1.1
Der Fischgesundheitsdienst ist organisatorisch im für 
den Bereich der Fischereiökologie zuständigen Fachbe-
reich des LANUV angesiedelt. 

1.2
Der Fischgesundheitsdienst hat folgende Aufgaben:

1.2.1
Erkennung von erregerbedingten sowie alimentär- und 
haltungsbedingten Krankheiten der Fische, Neunaugen, 
zehnfüßigen Krebse und Muscheln (Fische nach § 3 Ab-
satz  1 des Landesfi schereigesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Juni 1994 (GV. NRW. S. 516, 
ber. S. 864) in der jeweils geltenden Fassung) im Aqua-
kulturbetrieb und Beratung zur Verhütung und Beseiti-
gung derselben im Rahmen des § 7 der Fischseuchenver-
ordnung vom 24. November 2008 (BGBl.  I S.  2315) in 
Verbindung mit Anhang III Teil B der Richtlinie 
2006/88/EG des Rates vom 24. Oktober 2006 mit Ge-
sundheits- und Hygienevorschriften für Tiere in Aqua-
kultur und Aquakulturerzeugnisse und zur Verhütung 
und Bekämpfung bestimmter Wassertierkrankheiten 
(ABl. L 328 vom 24. 11. 2006, S. 14) in der jeweils gelten-
den Fassung;

1.2.2
Pathologisch-anatomische und labordiagnostische Un-
tersuchung von eingesandten Fischproben, Befundmit-
teilung und gegebenenfalls Therapievorschlag;

1.2.3
Unterstützung von Aquakulturbetrieben bei der Ausar-
beitung von Hygieneprogrammen;

1.2.4
Amtshilfe für die Kreisordnungsbehörden bei tierge-
sundheitlichen Fragestellungen und Tierschutzangele-
genheiten im Hinblick auf Fische nach § 3 Absatz 1 des 
Landesfi schereigesetzes in Aquakulturen und Zoofach-
handlungen;

1.2.5
Amtshilfe bei Registrierungs- und Genehmigungsverfah-
ren (Risikoeinstufung nach der Fischseuchenverord-
nung) von Aquakulturanlagen;

1.2.6
Ausbildung und Schulung von Tierärztinnen und Tier-
ärzten zum qualifi zierten Dienst im Zuge der Eigenkont-
rollen nach der Fischseuchenverordnung;

1.2.7
Beratung bei Fischsterben;

1.2.8
Mitwirkung bei der Aus- und Fortbildung für Fach-
kräfte auf dem Gebiet der Fischerei, des Umweltschut-
zes sowie für Gewässerwarte, für amtliche Tierärztinnen 
und Tierärzte und für Tierhalterinnen und Tierhalter;

1.2.9
Betreuung der Aquakulturstandorte und Bruthäuser, die 
an die Zuchtprogramme des Wanderfi schprogramms 
NRW angeschlossen sind;

1.2.10
Mitwirkung bei der Öffentlichkeitsarbeit zu den Themen 
Tierwohl, Fischgesundheit und Aquakultur.

b)  die NRW.BANK die Übernahme der Schuld aus der 
Gewährung der Fördermittel und ggf. die Aufteilung 
der Grundpfandrechte nicht genehmigen wird.

In begründeten Einzelfällen kann die NRW.BANK einer 
Umwandlung in Wohneigentum zustimmen.

8.2
Tilgungsnachlass

Der Tilgungsnachlass wird bei Leistungsbeginn vom ge-
währten Darlehen abgesetzt. Die festgelegten Zins- und 
Tilgungsleistungen sowie der laufende Verwaltungskos-
tenbeitrag von 0,5 v. H. werden vom reduzierten Darle-
hen erhoben.

8.3
Auszahlungsbedingungen

Die Auszahlung der Darlehen erfolgt

a)  beim Neubau nach Nummer 3.2.1 und der Neuschaf-
fung nach Nummer 3.2.2 in drei Raten, und zwar 

 20 v. H. bei Baubeginn, 

 45 v. H. nach Fertigstellung des Rohbaus und 

  35 v. H. bei abschließender Fertigstellung oder Be-
zugsfertigkeit. 

b)  Bei Förderobjekten nach Nummer  3.2.3 in zwei Ra-
ten, und zwar 

 70 v. H. bei Beginn der Maßnahme und 

 30 v. H. nach Prüfung des Kostennachweises. 

Für das Verfahren gilt Nummer 8 WFB sinngemäß.

9
Dingliche Sicherung

Darlehen zur Förderung von Wohnraum für Flüchtlinge 
oder Asylbewerber sind durch eine Hypothek dinglich zu 
sichern. Bei Darlehen nach Nummer 3.2.3 in Verbindung 
mit Nummer 6.1.2, die den Betrag von 50 000 Euro nicht 
übersteigen, kann die NRW.BANK von einer dinglichen 
Sicherung absehen. 

Bei der dinglichen Sicherung darf ein Rang vor der Hy-
pothek zur Sicherung der bewilligten Wohnraumförder-
mittel nur den Grundpfandrechten für diejenigen 
Fremdmittel eingeräumt werden, die der Deckung der 
im Antrag angesetzten Gesamtkosten dienen.

Übersteigen vor der Bebauung vorhandene, am Bau-
grundstück dinglich gesicherte Verbindlichkeiten den 
Wert des Baugrundstücks und der verwendeten Gebäu-
deteile, ist eine Förderung ausgeschlossen.

Ist eine Sicherung von Fremdmitteln durch Grundschul-
den vorgesehen, haben die Grundstückseigentümerin 
oder der Grundstückseigentümer (Erbbauberechtigte) 
und die Grundschuldgläubigerin oder der Grundschuld-
gläubiger vor Auszahlung der bewilligten Wohnraum-
fördermittel gegenüber der NRW.BANK eine Grund-
schuldverpfl ichtungserklärung abzugeben.

10
Antragsverfahren

Die Verfahrensregelungen der Anlage  2 WFB gelten 
sinngemäß.

11
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Bestimmungen treten mit Wirkung vom 17. Juni 
2015 in Kraft. Sie treten am 31. Dezember 2020 außer 
Kraft.

– MBl. NRW. 2015 S. 417
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II.

Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pfl ege und Alter 

Investitionsprogramm 2015
und sonstige Krankenhausmaßnahmen 

des Landes Nordrhein-Westfalen
Bek. d. Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter 
– 222 – 5700.0621.11 –

v. 6. 5. 2015

Nach § 19 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen – KHGG NRW – vom 11. De-
zember 2007 (GV.NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25. März 2015 (GV.NRW. 
S.  297), wird für das Jahr 2015 folgendes Investitions-
programm aufgestellt und veröffentlicht:

1. Zur Finanzierung stehen folgende 
Mittel zur Verfügung:

1.1 Errichtung von Krankenhäusern 
(Neubau, Umbau, Erweiterungs-
bau) einschließlich der Erstaus-
stattung mit den für den Kran-
kenhausbetrieb notwendigen 
Anlagegütern sowie der Wieder-
beschaffung von Anlagegütern 
mit einer durchschnittlichen Nut-
zungsdauer von mehr als 15 Jah-
ren (Baupauschale; § 18 Abs. 1 
Nr. 1 KHGG NRW)

–  Ausgabemittel – 
lt. Haushaltsansatz 

190.000.000 €

1.2 Pauschale Förderung kurzfristi-
ger Anlagegüter 
(§§ 17 und18 Abs. 1 Nr. 2 KHGG 
NRW)

–  Ausgabemittel – 
lt. Haushaltsansatz

317.000.000 €

1.3 Mögliche Förderung der Investi-
tionskosten durch besondere 
 Beträge (§ 23 KHGG NRW)

–  Ausgabemittel –
lt. Haushalts ansatz -

7.000.000 €

Ausgabemittel insgesamt 514.000.000 €

2. Für die Berechnung der jähr-
lichen Pauschalbeträge nach § 18 
Abs.1 Nr. 1 und 2 KHGG NRW 
werden festgesetzt
– Anlage A –

2.1.1 Fallwert gem. § 2 Abs. 2 
PauschKHFVO

39,191 €

2.1.2 Fallwert gem. § 2 Abs. 3 
PauschKHFVO

66,275 €

2.2.1 Tageswert gem. § 3 Abs. 2 
PauschKHFVO

2,098 €

2.2.2 Tageswert gem. § 3 Abs. 3 
PauschKHFVO

3,228 €

3. Ein Rechtsanspruch auf Förde-
rung nach dem KHGG NRW ent-
steht nach § 19 Abs. 2 KHGG 
NRW mit der schriftlichen Bewil-
ligung der Fördermittel.

2
Zuständigkeit

2.1
Die Zuständigkeiten anderer Behörden und Fachdienst-
stellen sowie der Landwirtschaftskammern bleiben un-
berührt, auf den Gebieten wie der Untersuchung und 
Aufklärung von durch landwirtschaftliche, kommunale, 
industrielle oder sonstige Abwässer verursachte Fisch-
sterben sowie der Untersuchung von Fischen in lebens-
mittelhygienischer Hinsicht einschließlich beispielsweise 
Rückstanduntersuchungen, der Beratung bei Besatzmaß-
nahmen für Angelgewässer, der Fachberatung bei 
 gewerblich genutzten Gewässern durch die Landwirt-
schaftskammern sowie der Fachberatung bei nicht-
gewerblich genutzten Fischgewässern durch die oberen 
Fischereibehörden.

2.2
Die Zuständigkeiten nach den tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften, insbesondere nach der Fischseuchenver-
ordnung in Verbindung mit der Verordnung über Zu-
ständigkeiten auf den Gebieten der Tiergesundheit, 
 Tierseuchenbekämpfung und Beseitigung tierischer Ne-
benprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigun-
gen zum Erlass von Tierseuchenverordnungen vom 27. 
Februar 1996 (GV. NRW. S. 104) in der jeweils geltenden 
Fassung, bleiben unberührt.

3
Schlussvorschriften

Der Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Raumord-
nung und Landwirtschaft vom 21. Februar 1992 (MBl. 
NRW. S. 536, ber. S. 777) wird aufgehoben.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft und am 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

– MBl. NRW. 2015 S. 420
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Anlage A 

Multiplikator *1) Betrag (€) *2) Multiplikator *1) Betrag (€) *2)

Fallwertbeträge
(Bewertungsrelationen)

4.131.190,752 39,191 €          161.905.496,81 € 66,275 €          273.794.667,14 € 

Tageswertbeträge
(Gewichtete 
Berechnungstage)

8.801.689,60 2,098 €            18.465.944,75 €    3,228 €            28.411.854,03 €    

nachrichtlich:
Multiplikator für 

vollstat. BT (x 1,6)
3,3568 €         5,1648 €         

Budgetbeträge
(Zusatzentgelte
gem. § 4 PauschKHFVO)

506.742.397,97 € 1,63 % 8.259.901,15 €      2,50 % 12.668.560,07 €    

Ausbildungsbeträge
(Ausbildungsplätze)

18.474,92 74,00 € 1.367.144,08 €      115,00 € 2.124.615,80 €      

Gesamt 189.998.486,79 € 316.999.697,04 € 

nachrichtlich:
abgerechnete Leistungen 
gem. § 3 PauschKHFVO

1.420.792.928,88 € 1,30% 18.470.308,08 €       2,00% 28.415.858,58 €       

 *1)  Multiplikatoren bei Fallwerten und Tageswerten auf drei Nachkommastellen abgerundet

 *2)  Die jeweiligen Beträge der einzelnen Krankenhäuser sind auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch gerundet und werden als 
Gesamtsumme hier dargestellt. Deshalb führt die bloße Multiplikation der gesamten Bemessungsgrundlagen mit dem jeweiligen 
Multiplikator zu minimalen kalkulatorischen Abweichungen gegenüber den hier dargestellten Beträgen

Teilbeträge
(Bemessungsgrundlage)

Pauschalen gem.
§ 18 Abs. 1 KHGG NRW

Bemessungs-
grundlagen

Pauschale gem. Nr. 1
(Baupauschale)

Pauschale gem. Nr. 2
(kurzfr. Anlagegüter)
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